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Amts-Blatt 


der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt O. 


M231. Frankfurt a. O., den 31. Juli 1867. 


Nr. 64. enthält: (Nr. 6712.) Verordnung über die Trennung der Rechtspflege von der Verwaltung, die 
Aufhebung der Prlvatgerichtsbarkeit und des eximirten Gerichtsſtandes, ſowie über die Gerichts⸗ 
verfaſſung in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein. Vom 26 Juni 1867. 

(Nr. 6713.) Verordnung über die Gerichtsverfaſſung in dem vormaligen Kurfürſtenthum Heſſen 
und den vormals Königlich Bayeriſchen Gebietstheilen mit Ausſchluß der Enklave Kaulsdorf. 
Vom 26. Juni 1867. 

(Nr. 6714.) Verordnung über die Gerichtsverfaſſung in dem vormaligen Herzogthum Naſſau und 
den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietsthellen mit Ausſchluß des Oberamtsbezirks 
Meiſenheim. Vom 26. Juni 1867. 

(Nr. 6715.) Verordnung, betreffend die Errichtung eines oberſten Gerichtshofes für die durch 
das Geſetz vom 20. September 1866 und die beiden Geſetze vom 24. Dezember 1866 der 
Preußiſchen Monarchie einverleibten Landestheile, mit Ausnahme des Gebietes der vormaligen 
frelen Stadt Frankfurt, des vormaligen Oberamtsbezirks Meiſenheim und der Enklave Kauls⸗ 
dorf. Vom 27. Juni 1867. 

(Nr. 6716.) Verordnung, betreffend die Einführung der in Preußen durch Geſetz vom 27. Mai 
1863 eingeführten Ergänzungen und Erläuterungen der Allgemeinen Deutſchen Wechſelordnung 
in das vorwalige Herzogthum Naſſau. Vom 5. Juli 1867. 

(Nr. 6717.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Juni 1867, betreffend die Stempelabgaben und gericht⸗ 
lichen Taxen in den an die Krone Preußen abgetretenen, vormals Königlich Bayerlſchen Gebiets⸗ 
theilen, außer der Enkſave Kaulsdorf. 

(Nr. 6718.) Allerhöchſter Erlaß vom 24. Juni 1867, betreffend die Aufhebung des Konſenſes 
der Bergbehörden zu den Heirathen der Berg-, Poch⸗, Hütten⸗ und Salinenarbeiter in den neu 
erworbenen Landestheilen. 

(Nr. 6719.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des revldirten Statuts 
der durch den Allerhöchſten Erlaß vom 13. Juni 1853 unter der Firma: „Landesprodukten⸗ 
Fabrik zu Loburg“, mit dem Sitze zu Magdeburg, genehmigten Akliengeſellſchaft. Vom 2. Juli 1867. 

(Nr. 6720.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Schleſerbau⸗Aktiengeſellſchaft Nuttlar“ mit dem Sitze zu Nuttlar, im Reglerungsbezirk Arns⸗ 
berg errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 4. Juli 1867. 

Nr. 65. enthält: (Nr. 6721.) Verordnung, betreffend die Einführung der Preußlſchen Geſetzgebung über 
die Ertheilung von Erfindungs⸗ und Einführungspatenten in den Herzogthümern Schleswig 
nnd Holſtein. Vom 24. Juni 1867. 

(Nr. 6722.) Verordnung, betreffend die Einführung der Preußiſchen Medizinaltaxe in Naſſau. 
Vom 2. Juli 1867. 

(Nr. 6723.) Verordnung, betreffend die Erhebung der Erbſchaftsabgabe in den durch die Geſetze 
vom 20. September und 24. Dezember 1866 mit der Monarchie vereinigten Landestheilen. 
Vom 5. Juli 1867. 

Nr. 66. enthält: (Nr. 6724.) Verordnung, betreffend die Organiſation der Forſtverwaltung in den neu 
erworbenen Gebletstheilen. Vom 4. Juli 1867. 

(Nr. 6725.) Verordnung, betreffend das Landesgewicht für die im §. 1. unter Nr. 1. und 2. 
des Geſetzes vom 24. Dezember 1866 bezeichneten ehemals Königlich Bayeriſchen Gebietstheile. 
Vom 5. Juli 1867. 
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Mr. 6726.) Verordnung, betreffend die Heimathsrechte der außerhalb der Herzogthümer Schles⸗ 
wig und Holſtein geborenen, mit ihren Eltern in das Herzogthum Schleswig eingewanderten 
Perſonen. Vom 5. Juli 1867. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 


I. Auf den Bericht vom 16. d. Mts. genehmige Ich, daß das Ueberfahrgeld bei den Warthefähren 
zu Vietz, Fichtwerder und Clementenſchleuſe fortan in den Monaten November bis einſchlteßlich Februar nur 
nach den in den betreffenden Tarifen, für die Monate März bis einſchließlich Oktober vorgeſchriebenen 
Sätzen erhoben werde. Dieſer Erlaß iſt durch das Amtsblatt der Regierung zu Frankfurt a. O. zu veröffentlichen. 

Potsdam, den 16. Juni 1867. gez. Wilhelm. 
5 ggez. v. d. Heydt. ggez. Itzenplitz. 

An die Miniſter der Finanzen und für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. IV. 3938. 

Der vorſtehende Allerhöchſte Erlaß wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Frankfurt a. O., den 23. Juli 1867. 

II. Behufs Erlerigung des in der allgemeinen Verfügung vom 6. v. Mts. gemachten Vorbehalte 
beſtimme ich kraft der mir durch die Allerhöchſte Verordnung vom 13. Mai d. J. — Geſ.⸗OS. S. 667 — 
ertheilten Ermächtigung für den Umfang der Preußiſchen Monarchie unter Aufhebung der entgegenſtehen⸗ 
den Vorſchriften, 

daß die allgemeine Verfügung über die Befugniſſe der inländiſchen Aerzte, Wundärzte, Geburts- 
helfer und Thierärzte zur Ausübung ihrer Praxis vom 6. v. Mts. mit dem 1. September d. J. 
auch für das ehemalige Herzogthum Naſſau und für die dieſem Landestheil angehörigen Aerzte, 
Wundärzte, Geburtshelfer und Thierärzte in Kraft tritt. 
Berlin, den 18. Juli 1867. 
Nr. 4489. M. Der Miniſter der geiſtl., Unterrichts: u. Medicin. Angelegenheiten. gez. v. Mühler. 

Die vorſtehende Miniftertal- Verfügung wird hierdurch mit Hinweiſung auf unſere Amtsblatt. Bekannt⸗ 

machung vom 11. v. Mts. — Amtsbl. Nr. 25. Seite 155 — zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Frankfurt a. O., den 22. Juli 1867. 
III. Die Steuervergütung bei der Ausfuhr von inländiſchem Bier betreffend. 

Bei der Ausfuhr von Bier, welches im Julande gebraut worden iſt, nach Ländern, welche nicht zum 
Zollverein gehören, ferner nach Bayern, Württemberg, Baden und dem Großherzogthum Heſſen ſoll künftig eine 
Vergütung für die erhobene Braumalzſteuer unter folgenden Bedingungen und Maßgaben gewährt werden: 

Eine Vergütung wird nur für ſolches Bier gewährt, zu deſſen Bereitung wenigſtens 50 Pfund 
Malzſchroot auf eine Tonne von 100 Quart verwendet worden find. Daſſelbe muß in Fäſſern und bei 
jeder Sendung in einer Menge von mindeſtens 6 Zentnern Bruttogewicht ausgehen. Die Vergütung findet 
erſt Statt, nachdem der Nachweis der wirklich erfolgten Ausfuhr, beziehungewelſe des Eingangs im Be⸗ 
ſtimmungsorte (8. 7) geführt worden iſt. 

$. 2. Die Vergütung beträgt 3 Sgr. für den Zentner Bruttogewicht. Dieſelbe wird nur für volle 
Zentner berechnet, fo daß überſchießende Pfunde bei der jedesmaligen Sendung außer Anſatz bleiben. 

8. 3. Nur inländiſchen Brauern fteht ein Anſpruch auf Steuervergütung zu und auch dieſen nur 
dann, wenn fie von ihnen ſelbſt gebrautes Bier der im 8. 1 bezeichneten Art in der dort angegebenen 
Menge ausführen und nach der Anweiſung der Steuerverwaltung Bücher führen. aus denen die zur Bierberei⸗ 
tung verwendeten Stoffe und deren Menge, nicht minder der Umfang des Bierzuges und des Abſatzes 
ſich ergiebt. Dieſe Bücher müſſen den Steuerbeamten vom Ober⸗Kontroleur leinſchließlich) aufwärts auf 
Verlangen jederzeit zur Einſicht vorgelegt werden. 

Gegen Uebernahme der Verpflichtung zur pünktlichen Erfüllung der vorbezeichneten Bedingungen wird 
dem Brauer von der Provinzial⸗Steuerbehörde ein Zuſageſchein ertheilt, deſſen Gültigkeit für den Zeitraum 
eines Kalenderjahres beſtimmt werden, deſſen Zurücknahme jedoch vor Ablauf dieſes Jahres bei Nicht⸗ 
erfüllung einer der vorbezeichneten Bedingungen eintreten kann. 

$. 4. Zur Ertheilung der zur Begründung des Anſpruches auf Steuervergütung erforderlichen Aus⸗ 
gangsbeſcheinigung (8. 1) find die Haupt⸗Zoll⸗ und Haupt⸗Steuer⸗Aemter befugt, welche an der Grenze 
gegen Länder, die nicht zum Zollrerein gehören oder an den Binnengrenzen gegen Zollvereinsſtaaten ge⸗ 
legen oder beim Eiſenbahn⸗ und Schiffsverkehr im Innern zur Ausgangsabfertigung ermächtigt find. Auch 
find die vorbezeichneten Aemter befugt, die Vorabfertigung (8. 6) vorzunehmen. 
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Anderen Steuerſtellen wird nach Bedürfniß die Ermächtigung zur Beſcheinigung des Ausgangs oder 
zur Vorabfertigung ertheilt werden. 

8. 5. Soll Bier mit dem Anſpruche auf Steuervergütung ausgeführt werden, ſo hat der Brauer, 
für deſſen Rechnung die Ausfuhr erfolgen ſoll, ſolches dem Steueramte des Bezirks, in welchem ſeine 
Brauerei gelegen iſt, mittelſt einer nach dem beiliegenden Muſter in doppelter Ausfertigung zu übergebenden 
ſchrifttichen Anmeldung anzuzeigen, welche das Gewicht jedes Faſſes, die Bezeichnung der auszuführenden 
Bierforte nach der ortsüblichen Benennung und die Angabe des Abfertigungs⸗, beziehungswelſe Ausgangs⸗ 
amtes, ſowie des Empfängers enthalten muß. 

Findet das Steueramt kein beſonderes Bedenken, auch gegen die Wahl des Abfertigungs⸗ und des 
Ausgangsamtes nichts zu erinnern, und hat daſſelbe die weitere Abfertigung nicht ſelbſt zu ertheilen, ſo 
giebt es ein Exemplar mit dem Buchungsvermerk und der Beſcheinigung, daß der Ausſteller mit einem 
Zuſageſchein zum Bezuge der Steuervergütung verſehen ſei, dem Anmelder zurück. N 

8. 6. Die weitere Abfertigung kann entweder lediglich bei dem Ausgangsamte (S. 7) oder mit einer 
Vorabfertigung bei einem anderen dazu befugten Amte (§. 8) erfolgen. Sofern nicht das Amt, bei dem 
die Anmeldung bewirkt wird, die weitere Abfertigung vornimmt, hat der Anmelder mit der ihm zurück⸗ 
gegebenen Anmeldung, welche den Transport begleiten muß, das Bier dem zur weiteren Abfertigung ge⸗ 
wählten Amte zur Reviſion zu ſtellen. 

Dieſe weitere Abfertigung beſteht in allen Fällen in der Feſtſtellung des Bruttogewichts der einzelnen 
Gebinde. Außerdem hat ſich das abfertigende Amt davon Ueberzeugung zu verſchaffen, daß die vorge⸗ 
führten Fäſſer unverdorbenes Bier enthalten und gehörig gefüllt ſind. Wie viele Fäſſer zu dieſem Zwecke 
zu öffnen ſind, iſt nach den Umſtänden zu bemeſſen. 

Das Ergebniß der Reviſion wird auf der Anmeldung beſcheinigt. 

8. 7. Soll nach der Wahl des Verſenders die weitere Abfertigung lediglich beim Ausgangsamte 
erfolgen, fo hat dieſes Amt, nach bewirkter Reviſion und Beſcheinigung derſelben auf der Anmeldung, auf 
der letzteren auch die wirklich erfolgte Ausfuhr über die Grenze auf Grund der eigenen Wahrnehmung 
oder auf Grund der Angabe der Begleitungsbeamten zu beſcheinigen. 

Iſt die Ausfuhr nach Ländern, die nicht zum Zollverein gehören, erfolgt, oder geht das Bier une 
mittelbar über die Grenze gegen den Bayeriſchen Rbeinkreis aus, um in dem letzteren zu verbleiben, fo 
genügt zur Erlangung der Steuervergütung die Ausfuhrbeſcheinigung des Grenzamtes. Dieſes hat in einem 
ſolchen Falle die beſcheinigte Anmeldung dem Hauptamte zuzuſenden, in deſſen Bezirk die Brauerei gelegen 
iſt, aus welcher die Verſendung erfolgt. 

In allen anderen Fällen bedarf es aber zur Erlangung der Steuervergütung einer Eingangsbeſcheini⸗ 
gung, welche beim Uebergange über die Grenze gegen den Bayeriſchen Rheinkreis, ſofern der Beſtimmungs⸗ 
ort nicht in dem letzteren gelegen iſt, von der Steuerſtelle des Beſtimmungsortes, im Uebrigen aber nach 
der Wahl des Waarenführers entweder von der Steuerſtelle des Beſtimmungsortes oder von der gegen⸗ 
überllegenden Grenzabfertigungsſtelle zu ertheilen iſt. Um die jenſeltige Eingangsbeſcheinigung auswirken 
zu können, empfängt der Waarenführer, nach erfolgter Ausgangsabfertigung, die Anmeldung zurück, welche 
er demnächſt, mit der Eingangsbeſcheinigung verſehen, dem Hauptamte, in deſſen Bezirk bie Brauerei ge⸗ 
legen it, aus welcher die Verſendung erfolgt, bei Verluſt des Anſpruchs auf die Steuervergütung ſpäteſtens 
binnen drei Monaten, vom Tage der im $. 5 erwähnten Vorabfertigung an gerechnet, zuzuſtellen hat. 

§. 8. Wählt der Verſender eine Vorabfertigung bei einem anderen Amte als dem Ausgangsamte, 
fo hat jenes Amt, nach erfolgter und beſcheinigter Reviften, den Verſchluß anzulegen und auf der Anmel⸗ 
dung zu befcheinigen, daß und wie ſolches geſchehen. Mit der beſcheinigten Anmeldung iſt dann das Bier 
innen einer von dem Abfertigungsamte zu beſtimmenden angemeſſenen Friſt dem gewählten Ausgangsamte 
borzuführen, welches, ſowelt nicht nach feinem Ermeſſen eine weitere Reviſion erforderlich iſt, ſich auf die 
Vergleichung der Zahl und Zeichen der Gebinde und auf die Abnahme des Verſchluſſes beſchränken kann, 
wenn dieſer nicht wegen eines ertheilten Uebergangsſcheines belaſſen werden muß. Die demnächſt erfolgte 
Ausfuhr hat das Ausgangsamt auf der Anmeldung zu beſcheinigen. 

Wegen der Beſchaffung der Eingangsbeſcheinigung, der Rücksendung der beſcheinigten Anmeldungen 
an das betreffende Hauptamt kommen die im §. 7 enthaltenen Beſtimmungen zur Anwendung. 

Wenn neben der Ausfuhranmeldung über das verſendete Bier ein Uebergangsſchein ausgefertigt werden 
muß, ſo iſt in jeder dieſer Bezettelungen auf die andere Bezug zu nehmen. 
he 8. 9. Von dem Hauptamte, in deſſen Bezirk die Brauerei liegt, aus welcher die Verſendung erfolgt, 

ird die Steuervergütung gleich nach Ablauf jedes Vierteljahrs mittelſt einer der Provinzialbehörde ein⸗ 
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zureichenden und ſämmtliche im Laufe des Vierteljahres eingegangenen Ausfuhrbeſcheinigungen umfaſſenden 
Nachweiſung liquidirt. Dabei iſt, wenn die Verwiegung ein größeres als das angemeldete Gewicht er⸗ 
geben hat, doch nur letzteres für die Höhe der Steuervergütung maßgebend. 

N Die Provinzialbehörden haben die zu vergütenden Beträge feſtzuſtellen und letztere zur baaren 
Zahlung an die Empfangsberechtigten anzuweiſen. Während des Laufes des Jahres iſt die Zahlung der 
Vergütung, ſoweit ſie zur Zeit der Liquidation durch die im Laufe des Jahres entrichtete Braumalzſteuer 
nicht gedeckt wird, bis zum etwaigen Eingange weiterer Steuerbeträge auszuſetzen. Soweit die im Laufe 
eines Kalenderjahres von dem verſendenden Brauer gezahlte Braumalzſteuer von den im Laufe deſſelben 
Jahres zur Liquidation gelangten Beträgen an Steuervergütung überſtiegen wird, unterbleibt deren Ge⸗ 
währong. Berlin, den 31. Mai 1867. Der Finanz⸗Miniſter. Frhr. v. d. Heydt. 

Wird mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die in dieſer Bekanntmachung ent⸗ 
haltenen Beſtimmungen vom 1. Auguſt d. J ab in Kraft treten. 

Frankfurt a. O., den 22. Juli 1867. 
Muſter zu einer Bier⸗Ausfuhr⸗ Anmeldung. 

Der unterzeichnete N. als Beſitzer der zu N. gelegenen Brauerei meldet hiermit dem Königlichen 
Steuer-Amte zu N. im Bezirk des Königlichen Haupt Steuer-Amtes zu N., daß er beabſichtigt, das nach 
Gebindezahl und Bruttogewicht nachſtehend näher angegebene Bier innerhalb der nächſten drei Tage dem 
Haupt-Steuer-Amte zu N. zur Abfertigung zu geſtellen und demnächſt über das Haupt-Zoll-Amt zu N. an 
N. zu N in N. auszuführen. Der Unterzeichnete trägt darauf an, ihm nach erfolgter Ausfuhr des Biers 
auf Grund der diesfälligen Beſcheinigungen die zugeſagte Steuerdergütung zu gewähren, und verſichert zu 
dem Ende, daß das unten angemeldete Bier in seiner Brauerei gebraut iſt und zu 100 Quart deſſelben 
nicht unter 50 Pfd. Malzſchroot verwendet find. 


Reprint defend 


Angabe des Verſenders. 


Der einzelnen Gebinde Des Der ein elnen Gebinde Bemerkungen 
über 
Au ier Nahe a) prof eweiſe Ermittelung des In⸗ 
lau-] Marke mit | Brutto- tigungs⸗ mit ] Brutto⸗ halts der Gebinde, 
fende] und Buy" Re. Bezeich- b) wegen Anlegung des Ber: 
1 nung ] Gewicht, | gifters | ns Gewicht.] ſchuoſſe, 


c) wegen Ausfertigung eines Ueber⸗ 


Nr. Nr. Bier⸗ gangsſcheins. 


ſorte CM 


forte. C. . 


Ns ade” enn er Die Richtigkeit der Ermittelungen beſcheinigen. 


Nen dene ten deen 
N. Brauereibeſitzer. Die . ö 
N. 5 
Vorſtehende Anmeldung iſt im Anmelde⸗Regiſter unter N. eingetragen. Hierbei wird be⸗ 
ſcheinigt, daß dem Deklaranten von der Provinziel Steuer⸗Behörde für 18 .. ein Zuſageſchein zum Bes 
zuge der Brauſteuer⸗Vergütung unter NR. ertheilt worden iſt. 


ee (Firma.) (Stempel.) (Unterſchrift.) 
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Ausgangs⸗Beſcheinigungen. 


Umſeitig bezeichnete Gebinde find heut .... mittag... . Uhr unter Verſchluß von hier 
abgelaſſen und nunmehr binnen. Tagen dm... Amte zu Behufs Kontrolirung 
des Ausgangs zu geſtellen. N. dene ten 


(Firma.) (Stempel.) (Unterſchriften.) 
Die Ausbegleltung über die Grenze beſcheinigen. 
EDEN 1. RP aa ee (Unterſchriften.) 
Daß die umſeitig bezeichneten .... Gebinde, welche unter Nr. . . des Ausgangs ⸗Regiſters nach⸗ 
gewiefen werden, nach Abnahme (unter Belaſſung) des unverletzt befundenen Verſchluſſes über die Grenze 
ausgeführt worden ſind, wird hiermit beſcheinigt. 


r (Firma.) (Stempel.) (Unterſchriften.) 
Oder: 

Umſeitig bezeichnete Gebinde find in den Güterwagen Nr.. der - Eiſenbahn 
verladen, welcher hett Mlitag . Uhr, mit .... Schlöſſern (Serie . . .) verſchloſſen, der 
Eiſenbahn⸗Verwaltung zur Vorführung binnen .... Tagen bei deem Amte zun 
übergeben worden iſt. Wen en es g 

(Firma.) (Stempel) (Unterſchriften.) 

Der bezeichnete Güterwagen iſt am ten . .. mittags Uhr hier eingetroffen und nach 
Abnahme des unverletzten Verſchluſſes ſofort über die Grenze ausgegangen. Die Ausfuhr vorgedachter 
21 Gebinde iſt demnach erfolgt und im Ausgangs-Regifter unter Nr.. . . angeſchrieben. 

denn ER REN, Firma.) (Stempel.) (Unterſchriften.) 


(Inſoweit die beifpielsweife angegebenen Ausfuhr⸗Beſcheinigungen für dle betreffenden Verkehrs verhältniſſe 
nicht genügen, ſind dieſelben den letzteren entſprechend abzuändern.) 
Eingangs⸗Beſcheinigung. 

(für Sendungen nach den betreffenden Vereinsländern) . . 
Daß die oben bezeichneten .. .. Gebinde, mit Bier gefüllt, hier eingegangen ſind, wird hiermit bes 
ſcheinigt. N ea nn Fe, (Firma.) (Stempel.) (Unterſchrift.) 
IV, Die Rheiniſche Verſicherungs⸗Geſellſchaft zu Wiesbaden und die Hannoverſche Lebens Verſiche⸗ 
rungs⸗Anſtalt zu Hannover find als zum Geſchäftsbetriebe in den Preußiſchen Staaten berechtigt an⸗ 
erkannt worden. Frankfurt o. O., den 22. Juli 1867. 
V. Der Verſicherungs⸗Geſellſchaft „Pan“ in Berlin iſt unterm 22. Februar 1867 die Conceſſion 
zum Geſchäftsbetriebe im Preußiſchen Staate nach Moßgabe des Statuts vom 12. Dezember 1866 
ertheilt worden. Frankfurt a. O., den 23. Juli 1867. 


Perſonal⸗ Chronik. 


Der Regierungs⸗ und Bau⸗Rath Schack iſt zur hieſigen Regierung verſetzt worden. 
Fronk urt a. O., den 25. Juli 1867. Der Regierungs-Präſideat. J. V.: Frhr. v. Schlotheim. 
Der bisherige Prediger zu Deutſch⸗Vieskau, Diöcefe Dobrilugt, Ernſt Friedrich Gottlieb Senckel, iſt 
zum Pfarra juncten cum spe succedendi bei den evangeliſchen Gemeinden der Parochie Hohenwalde, 
Diöceſe Frankfurt a. O. I., beſtellt worden. 
Der bisherige Hülfspreviger Otto Carl Emil Kohtz iſt zum Pfarrer bei den evangeliſchen Gemeinden 
der Parochie Ziebingen, Diözeſe Sternberg II., beſtellt worden. 
Die durch das Ausſcheiden des bisherigen Inhabers erledigte Kreis⸗Thierarzt⸗Stelle für den Kreis 
Soldin iſt dem Thierarzt I. Klaſſe Carl Frledrich Albert Steffen in Wollgaſt verliehen worden. A 
Im Kreiſe Friedeberg find: 1) der Bürgermeiſter Jacobig zu Drieſen als Feuer⸗Polizei⸗Commiſſarius 
für den XI. Diſtrikt, 2) der Bürgermeiſter Menger in Woldenberg als ſolcher für den XII. Diſmrikt, 
3) der Kämmerer Koch in Drieſen als Stellvertreter des sub 1 Genannten gewählt und beſtätigt worden. 
Im Kreiſe Cottbus find der Oberförſter⸗Candidat Schulze zu Tauer als Feuer⸗Poltzei Difirikts-Com⸗ 
mifferius für den VI. Bezirk und der Schulze Mehlow in Mauſt als Stellvertreter des Feuer⸗Polizei⸗ 
Diſtrikts Commiſſars für den VII. Bezirk gewählt und beſtätigt worden. 
An Stelle des verſtorbenen Rittergutsbeſitzer v. d. Oſten iſt der Lieutenant a. D. und Ritterguts⸗ 
nun v. 1 auf Bärfelde zum Wege⸗Diſtrikts⸗Commiſſarius für den 7. Bezirk Königsberger 
es ernannt. 
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Der Dorfrichter Krüger zu Nehesdorf ift für den XXIV. Diſtrikt Luckauer Kreiſes als Wege⸗ und 
Feuer⸗Polizei⸗Commiſſarius ernannt reſp. beſtätigt worden. 

Der bisher proviſoriſch als 5. Lehrer an der Elementar⸗Schule zu Fürſtenwalde angeſtellte Lehrer 
Ernft Eduard Schulz ift nunmehr definitiv als ſolcher angeſtellt worden. 

In der Stadt Croſſen ſind als Schiedsmänner wieder gewählt und beſtätigt worden: für den erſten 
Bezirk der Rathsherr und Tuchſcheerermeiſter Carl Wilhelm Eiſermann, für den zweiten Bezirk der Kauf⸗ 
mann Friedrich Eduard Jenie. 


Vermiſchte Nachrichten. 


(1) Die Pfarrſtelle in Schönewalde, Diözefe Sonnenwalde, Privat⸗Patronats, iſt durch das Ableben 
ihres bisherigen Inhabers zur Erledigung gekemmen. 

(2) Die Stelle des Kreis-Wund⸗Arztes für den Soldiner Kreis mit dem Wohnſitz in der Stadt 
Berlinchen wird durch die nachgeſuchte Entlaſſung des bisherigen Inhabers aus dem Königlichen Staats⸗ 
dienſt in Folge Verzugs erledigt. Qualifizirte Medizinal⸗Perſonen, welche ſich um die gedachte Stelle 
bewerben wollen, haben ſich unter Einreichung ihrer Zeugniſſe ꝛc. binnen 6 Wochen bei uns zu melden. 

Frankfurt a. O., den 25. Juli 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 
(3) Patent⸗Ertheilungen. 1. Dem Herrn Johann Heinrich Julius Leppien und dem Herrn Ludwig 
Schröder zu Pinneberg in Holſtein ift unter dem 11. Juli 1867 ein Patent 
auf Vorrichtungen für mechaniſche Webeſtühle zum Eintragen von Pferdehaaren in der durch Zeich⸗ 
nungen und Beſchreibung erläuterten Ausführung und ohne Jemand in der Benutzung bekannter 
Theile zu beſchränken, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staates erthellt worden. 
. Dem Kaufmann und Techniker Ludwig Löwe (in Firma Ludwig Löwe u. Co.) in Berlin iſt 
unter dem 12. Juli 1867 ein Patent 
auf einen Dampfhammer, inſoweit derſelbe nach der vorgelegten Zeichnung und Beſchreibung für 
neu und eigenthümlich erachtet worden iſt und ohne Jemand in Anwendung bekannter Theile 
deſſelben zu beſchränken, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staates ertheilt worden. 
3. Dem Pianoforte Fabrikanten Eduard Weſtermayer zu Berlin tft unter dem 12 Juli 1867 ein Patent 
auf eine durch Modell nachgewieſene Mechanik für Flügel⸗Planofortes, ſoweit ſolche für neu und 
eigenthümlich erkannt iſt, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußlſchen Staats ertheilt worden. 

4. Dem Seidenwaarenz Fabrikanten Fr. Heinrich Better zu Crefeld iſt unter dem 13. Juli 1867 
ein Patent 

8 auf einen, nach der vorgelegten Zeichnung und Beſchreibung in ſeiner ganzen Zuſammenſetzung 

- für neu und eigenthümlich erachteten Webeſtuhl für Sammet, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staates ertheilt worden. 
. Dem Mechaniker Hermann Burkhard in Chemnitz iſt unter dem 12. Juli 1867 ein Patent 
auf eine Differential⸗Bohrknarre in ihrer ganzen, durch Zeichnung und Beſchreibung nachgewieſe⸗ 
nen Zuſammenſetzung 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staates ertheilt worden. 
Frankfurt a. O., den 25. Juli 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 

(4) Bekanntmachung. Erfahrungsmäßig iſt ein großer Theil von Dampfkeſſelexploſionen dadurch 
herbeigeführt worden, daß die Wand ungen der Dampfkeſſel, deren Widerſtandsfähigkeit überhaupt durch 
längeren Gebrauch erheblich abgeſchwächt wird, namentlich an den der Stichflamme ausgeſetzten Stellen zu 
rünn geworden waren, um dem Drucke des Dampfes noch in gleichem Maße, wie zur Zeit der Con⸗ 
zeſſionsertheilung, widerſtehen zu können. Dergleichen geſchwächte Stellen find für das Auge weniger leicht 
erkennbar, als bei dem Beklopfen der Wandungen für das Gehör. Wir empfehlen den Beſitzern der unter 
unſerer Auſſicht ſtehenden Dampfkeſſel von Zeit zu Zeit, etwa bel Gelegenheit der Reinigung der Keſſel, 
dieſe in der bezeichneten Weiſe ſorgſältig unterſuchen zu laſſen, indem wir fie zugleich auf §. 1 des Ge⸗ 
ſetzes vom 7. Mat 1856 aufmerkſam machen, wonach der Beſitzer eines im Betriebe befindlichen Dampf⸗ 
keſſels die Pflicht hat, für die Erhaltung deſſelben und feiner Zubehörunzen im konzeſſionsmäßigen Zuſtande 
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zu ſorgen, und für eine Verletzung dieſer Verpflichtung, wenn auch nur duch Unterlaſſungen, ſtrafrechtlich 
verhaftet iſt. Halle, den 19. Juli 1867. Königliches Oberbergamt. 
(8) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 4. Oktober 1865, 
27. Januar 1866 und 22. März 1866 präſentirten Anträge auf Erweiterung der zu dem laut Urkunde 
vom 3. Auguſt 1865 entſtandenen conſolidirten Braunkohlen⸗Bergwerk Carlsglöck bei Schmogorei gehörigen 
Einzelfelder Carl, Bergſegen, Rudolf und Ferdinand in der Gemeinde Schmagoret, im Kreiſe Sternberg des 
Regterungsbeztite Frankfurt a. O., im Oberbergomteriftrift Halle a. S., wird gemäß §. 215 des Allge⸗ 
meinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 dem Alleinbeſitzer dieſes Bergwerks, Rittergutsbeſitzer Carl Ru⸗ 
dolph Bohtz zu Poremba, das Bergwerkseigenthum innerhalb der auf dem von uns heute beglaubigten 
Situationsriſſe angegebenen Grenzen und zwar: 1) a, b, o, d, a, einen Flächeninhalt von 266,756 (Zwei⸗ 
hundertſechsundſechszigtauſendſiebenhundertſechsundfunfzig) Quadratlachtern umfaſſend, belegen in den Ge⸗ 
meinden Schmagorei und Buchholz, zur Erweiterung des Zeldes Carl, 2) AB CDE F G H A einen 
Flächeninhult von 347,744 (preikundertfiebenuntvierzigtaufenrfiebenhundertoterundvierzig) Quadrallachtern 
umfaſſend, belegen in den Gemarkungen von Schmagorei und Lieben, zur Exweiterung des Feldes Berg⸗ 
ſegen, 3) f, hi G F gt einen Flächeninhalt von 261,664 (Zweihunderteinundſechszigtauſendſechshundertvier⸗ 
undſechszig) Quadratlachtern umfaſſend, belegen in den Gemeinden Schmagorei und Buchholz, zur Erweite⸗ 
rung des Feldes Rudolf. 4) e f ge, e, einen Flächeninhalt von 261,659 (Zweihunderteinundſechszigtauſend⸗ 
ſechshundertnennundfunfzig) Quadratlachtern umfaſſend, belegen in den Gemeinden Schmagorei und Buch⸗ 
holz, zur Erweiterung des Feldes Ferdinand, zuſammen einen Flächeninhalt von 1,137,823 (Eine Million⸗ 
einhundertſiedenun, dreißigtauſendachthundertdreiundzwanzig) Quadratlachtern umfaſſend, zur Gewinnung 
der in dieſen Feldern vorkommenden Braunkohlen verliehen und der Flächeninhalt: 1) des Einzelfeldes 
Carl von 233,240 Ouadratlachtern auf 499,996 (Vier hundertneunundneunzigtauſendneunhundertſechsund⸗ 
neunzig) Quadratlachtern, 2) des Einzelfeldes Bergſegen von 152,256 Quadratlachtern auf 500,000 
enen Quadratlachtern 3) des Einzelfeldes Rudolf von 238,336 Ouadratlachtern auf 500,000 
Fünfhunderttauſend) Quadratlachtern, 4) des Einzelfeldes Ferdinand von 238,336 Quadratlachtern auf 
499,995 (Vierhundertneunundneunzigtauſendneunhundertfünfundneunzig) Quadratlachtern, und des conſolidir⸗ 
ten Bergwerks von 862,168 Quadratlachtern auf = 1,999,991 (Eine Millionneunhundertneunundneunzig⸗ 
tauſendneunhunderteinundneunzig) Quadratlachtern hierdurch erweitert,“ urkundlich ausgefertigt am heutigen 
Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situatiosriß im Bureau des Königlichen Revierbeamten, Berg⸗ 
aſſeſſor von Dücker zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 
und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Halle, den 10. Juli 1867. Königliches Oberbergamt. 
(6) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 7. Juni 1864 prä⸗ 
ſentirten Muthung und des am 17. Januar 1866 präſentirten Antrages auf Erweiterung des Feldes der⸗ 
felben gemäß §. 215 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 wird dem Grubenbeſitzer 
Ferdinand Kolbe zu Grunow unter dem Namen „Waldemar“ das Bergwerkseigenthum in dem Felde, 
deſſen Begrenzung auf dem heute von uns beglaublgten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: ABCD A 
bezeichnet iſt, und welches — einen Flächeninhalt von 499,980 Q.⸗Ltr., geſchrieben: Vierhundertneunund⸗ 
neunzigtauſendneunhundertundachtzig Quadratlachtern umſaſſend — in der Gemeinde Klein⸗Kirſchbaum im 
Kreiſe Sternberg des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. im Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur 
Gewinnung der in dem Felde vorkommenden Braunkohlen hierdurch verliehen, urkundlich ausgefertigt am 
heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situatlonsriß im Bureau des Königlichen Revierbeamten 
zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Verwelſung auf die Paragraphen 35 und 36 des Allgemei⸗ 
nen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Halle, den 15. Juli 1867. Königliches Oberbergamt. 
(7) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund des am 14. März 1866 
präſentirten Antrages auf Erweiterung des Feldes des laut Urkunde vom 8. November 1862 verliehenen 
Braunkohlenbergwerks „Moxglück“ bei Langenfeld wird gemäß §. 215 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 der Gewerkſchaft dieſes Bergwerks das Bergwerkseigenthum in dem Felde, deſſen Begren⸗ 
zung auf dem heute von uns beglaubigten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: A B C D E F A be⸗ 
zeichnet iſt und welches — einen Flächeninhalt von 298,708.4 Q.⸗Ltr., geſchrteben: Zweihundertachtund⸗ 
neunzigtauſendſiebenhundertacht vierzehntel Quadratlachtern umfaſſend — in der Gemeinde Langenfeld im Kreiſe 
Sternberg des Regierungsbezirks Frankfurt a. O., im Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewin⸗ 


nung der in dem Felde vorkommenden Braunkohlen hierdurch verliehen und dadurch der Flächeninhalt des 
Bergwerks Morplüd von 169,400 Quadratlachtern auf 468, 108,4 geſchrieben: Vierhundertachtundſechszig⸗ 
tauſendeinhundertundacht vierzehntel Quadratlachtern erweitert,“ urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, 
wird mit dem Bemerken, daß der Situationsriß im Bureau des Königlichen Revierbeamten zu Fürſten⸗ 
walde zur Einſicht offen liegt, unter Verwelſung auf bie Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 1 

Halle, den 15. Juli 1867. Königliches Oberbergamt. 

(S) Aufkündigung Schleſiſcher Pfandbriefe. Den Inhabern ſchleſiſcher Pfandbriefe mochen wir be- 

kannt, daß die Verzeichniſſe derjenigen Pfandbriefe, welche in dem nächſten Zinstermine Weibnachten 1867 
von der Landſchaft eingelöſet werden ſollen und alſo ſchon jetzt eingeliefert werden müſſen, bei den 
ſchleſiſchen Landſchafts⸗Kaſſen und bei den Börſen zu Breslau und Berlin ausgehängt, auch mit den drei 
ſchleſiſchen Regierungs⸗Amtsblättern ausgereicht worden find. Wir fortern die Inhaber auf, gedachte 
Pfandbriefe nebſt denjenigen Zinskoupons, welche auf einen fpäteren als den vorbezeichneten Fälligkeits⸗ 
termin lauten, unverzüglich en uns oder an eine der Fürſtenthumslandſchaften einzuliefern und dagegen 
die für ſie auszufertigenden Einziehungsrekognitionen in Empfang zu nehmen, gegen deren Rückgabe im 
Fälligkeitstermine die Valuta verausfolgt werden wird. Gegen die ſäumigen Inbaber wird nach Vorſchrift 
der Regularive vom 7. Dezemner 1848, 11. Mai 1849 und 22. November 1858 (Geſ.⸗Samml. 1849, 
S. 77, 182, 1858 S. 584) verfahren werden. 

Breslau, am 15. Juli 1867. Schleſiſche General- Landſchafts⸗Direktion. 


Redigirt im Büreau der Königl. Regierung. 
Druck der Hofbuchdruckerei von Trowitzſch und Sohn in Frankfurt a. O 


